
 

 
Stadt Halle (Saale) 16. Juni 2025 
Geschäftsbereich des Oberbürgermeisters  

 
 
 
Sitzung des Stadtrates am 25.06.2025 
Antrag der Fraktion Volt / MitBürger zur Änderung der Geschäftsordnung für den 
Stadtrat der Stadt Halle (Saale) und seine Ausschüsse  
Vorlagen Nummer: VIII/2025/01313 
TOP: 10.11 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Antrag abzulehnen. 
 
Begründung: 
 
Anfragen von kommunalen Mandatsträgern, die nicht unverzüglich mündlich beantwortet 
werden können, sind gemäß § 43 Abs. 3 S. 3 Kommunalverfassungsgesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) regelmäßig innerhalb einer Frist von einem Monat schriftlich zu 
beantworten. Es handelt sich hierbei um eine grundsätzliche Regelfrist. Der 
Oberbürgermeister muss dem ehrenamtlichen Mitglied der Vertretung damit nicht sofort 
antworten, sondern hat die Berechtigung, sich auf die Auskunftserteilung vorzubereiten. 
Dabei muss er eine Abwägung zwischen dem Interesse des ehrenamtlichen Mitglieds der 
Vertretung an einer baldigen Auskunft und seinem Interesse an einer gründlichen 
Vorbereitung treffen. Bei einfachen Angelegenheiten könnte man von einer kürzeren Frist 
ausgehen; bei Angelegenheiten, in denen die Beantwortung eine längere Zeit benötigt, kann 
auch eine längere Frist für die Beantwortung zugestanden werden (Reich in Schmid u.a., 
Kommunalverfassung für das Land Sachsen-Anhalt, § 43 Rdnr. 23).  
 
Diese vom Gesetzgeber grundsätzlich vorgesehene zeitliche Relativierung der 
Auskunftspflicht des Oberbürgermeisters kann zwar eingeschränkt werden – wie das § 8 
Abs. 3 S. 1 der Geschäftsordnung mit der Frist von 21 Tagen bereits vorsieht. Kann die 
Monatsfrist im Einzelfall bei z. B. der erforderlichen Mitwirkung beteiligter Dritter nicht 
eingehalten werden, ist aber auch eine angemessene Verlängerung zulässig. Über die 
Gründe und die Verlängerung der Frist ist der Fragesteller schriftlich bzw. elektronisch zu 
informieren. Ein Zustimmungserfordernis des Fragestellers ist aber vom Gesetzgeber 
ausdrücklich nicht vorgesehen worden. Diese Verfahrensweise findet sich in der aktuellen 
Regelung des § 8 Abs. 3 Geschäftsordnung wieder und wird grundsätzlich so auch gelebt.  
 
Die Verlängerung der gesetzlichen Regelfrist zur Beantwortung von Anfragen der 
Stadträtinnen und Stadträte durch den Oberbürgermeister im Einzelfall kann daher nicht 
mittels Geschäftsordnungsregelung unter einen konstitutiven Zustimmungsvorbehalt des 
Fragestellers gestellt werden. Dies würde der gesetzlichen Intention zur Verlängerung 
zuwiderlaufen und einseitig eine Abwägungsentscheidung zwischen dem Interesse des 
ehrenamtlichen Mitglieds der Vertretung an einer baldigen Auskunft und dem Interesse des 
Oberbürgermeisters an einer gründlichen Vorbereitung der Antwort zu Gunsten des 
Fragestellers treffen. 
 
 
Dr. Alexander Vogt 
Oberbürgermeister 


